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Dieses Policy Paper baut auf dem Bericht „Social Investment in Deutschland“ auf. Detaillierte Erörterungen,  
Hintergrundinformationen und Analysen finden sich hier (Mushövel und Hemerijck 2026).
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Executive Summary
Deutschlands Sozialstaat steckt in einer Reformdebatte, die wirtschaftli-
che und soziale Ziele als Gegensatz behandelt. Aber die Politik kann mit 
einer Social Investment-Agenda sowohl die Wirtschaft fördern, als auch 
sozialpolitische Sicherungen stärken, statt sie gegeneinander auszuspie-
len. Sozialpolitik kann eine beschäftigungsstärkende Zukunftsinvestition 
sein, wenn ihre Teilbereiche gestärkt und aufeinander abgestimmt 
werden.

Wir empfehlen daher den konsequenten Ausbau der drei investiven Säulen 
moderner Sozialpolitik:

In Fähigkeiten investieren, insbesondere in Bildung, z. B. durch die 
Stärkung frühkindlicher Bildungsangebote und ein bundesweites 
System des lebenslangen Lernens aus einem Guss.
Übergänge zwischen Lebensphasen fördern, insbesondere in den 
Arbeitsmarkt, z. B. durch den Ausbau der Kinderbetreuungsinfra-
struktur und dedizierte Vätermonate im Elterngeld.
Soziale Sicherung stärken, z. B. durch Entgeltsicherung, Reduktion 
der Transferentzugsraten und Bündelung von Leistungen.

Zusammengedacht wird Sozialpolitik so zum Chancenmotor für wirt-
schaftliche Dynamik und soziale Gerechtigkeit. Diese Potenziale liegen zu 
lassen, kann sich Deutschland mit Blick auf die aktuelle ökonomische  
Stagnation nicht länger leisten.
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Der deutsche Sozialstaat steckt in einer seiner größten Reformdebatten. 
Dabei treffen unterschiedliche Perspektiven über Reformnotwendigkeiten 
aufeinander und ringen um gemeinsame Lösungen. Eine nachhaltige 
Reformagenda braucht dabei eine gemeinsame Zielvorstellung, die bislang 
aber nur bedingt ersichtlich ist. Trotz aller Bekenntnisse zu Reformen 
fokussiert die Debatte immer wieder reflexhaft auf Widersprüche zwi-
schen Wirtschaft und Sozialem.   

Dieser Antagonismus ignoriert, dass eine Modernisierung der Sozialen 
Marktwirtschaft ökonomische und soziale Ansprüche miteinander verei-
nen muss. In Zeiten ökonomischer Stagnation und politischer Spannun-
gen, getragen von Status- und Verlustängsten, kann sich das Land weder 
das Festhalten an verkrusteten Strukturen noch sozialen Kahlschlag leis-
ten. Wie kann also eine gemeinsame Zielvorstellung für die Reformdebatte 
aussehen, die Wirtschaft und Soziales nachhaltig zusammenbringt? 

Die Idee des „Social Investment“ gibt die Antwort: Sozialpolitik sollte so 
gestaltet sein, dass sie als Zukunftsinvestition wirken kann. Anstatt defen-
siv die schlimmsten Folgen anstehender Transformationen abzufedern, 
kann Deutschland mithilfe klug gestalteter Sozialpolitik die Initiative 
ergreifen und seine Zukunft positiv gestalten. Über entschlossene soziale 
Investitionen und eine bessere Verzahnung von Reformen kann die Politik 
wirtschaftliche Potenziale heben, die Arbeitsmarktbeteiligung steigern 
und das Land gleichzeitig sozialer und wettbewerbsfähiger machen. So 
kann Social Investment das Leitbild sein, das den aktuellen Reformwillen 
in eine gemeinsame Reformagenda überführt.

Eine solche Agenda braucht sowohl konkrete sozialinvestive Reformen als 
auch deren passgenaue Abstimmung aufeinander. Aktuelle Vorhaben der 
Bundesregierung, vom geplanten Abbau der Transferentzugsraten bis zur 
Nationalen Weiterbildungsstrategie, können enger zusammengedacht 
und durch Ansätze wie eine Entgeltsicherung, gestärkte frühkindliche Bil-
dung und Betreuung sowie dedizierte Vätermonate im Elterngeld ergänzt 
werden, um Deutschlands Soziale Marktwirtschaft für die Zukunft zu 
wappnen. 

Das Leitbild eines investiven Sozialstaats steht auf einem breiten Funda-
ment der Forschung. Im europäischen Vergleich (Hemerijck und Bokhorst 
2026), vor allem in den skandinavischen Sozialstaaten1, wurde längst 
erkannt, dass Sozialpolitik eine Zukunftsinvestition sein kann, wenn sie 
richtig ausgestaltet ist (Heckman 2006; Erixon 2010; Nelson und Stephens 
2011; Bouget et al. 2015; Hemerijck 2017; Garritzmann et al. 2021). Mit dem 
2002 entstandenen konkreten Ansatz des Social Investment verbindet 
sich ein neues Solidaritätsverständnis, das die Befähigung von Menschen 

1.

2.

Einleitung

Sozialpolitik als Investition

1	 Für eine nuancierte Auseinandersetzung mit aktuellen 
Entwicklungen in Nordischen Staaten, siehe Nelson 
(2026) und Pöyliö und Peltoniemi (2026). 
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als wichtigen Bestandteil einer modernen Sozialpolitik stärker in den 
Fokus rückt (siehe auch Esping-Andersen 2002).  

Dabei investiert der Staat bereits früh in Wohlergehen und Kompetenzen 
junger Menschen, um ihnen später Zugang zu gut bezahlten und produkti-
ven Jobs zu ermöglichen. So steigen individuelle Selbstbestimmung und 
wirtschaftliche Produktivität, was wiederum Steuereinnahmen erhöht 
und langfristige Ausgaben des Sozialstaats senkt. Auch im weiteren 
Lebensverlauf können gezielte soziale Investitionen zu langfristigen Pro-
duktivitätsgewinnen führen. Im Idealfall kann beispielsweise ein gut 
gestaltetes Arbeitslosengeld sowohl die Verstärkung und Verfestigung 
von Armut abfedern als auch den Weg in bessere Beschäftigung fördern. 
Effektive Familienpolitik kann den Übergang von der Elternzeit zurück in 
den Arbeitsmarkt erleichtern. Bildungspolitik ist die Basis zukünftigen 
Wohlstands in einer Wissensgesellschaft. Die Forschung spricht mit Blick 
auf diese Absicherungen, Übergänge und Humankapitalinvestitionen von 
Buffer-, Flow- und Stock-Maßnahmen als zentrale Säulen des Social 
Investment-Ansatzes. Wie so oft liegt der Teufel aber im Detail. 

Der Social Investment-Ansatz teilt Sozialpolitik in drei Säulen auf. Diese müssen alle bearbeitet, 
eng aufeinander abgestimmt und miteinander verzahnt werden, damit Sozialpolitik ihre investi-
ven Potenziale vollständig entfalten kann. In der Praxis erfüllen viele sozialpolitische Maßnah-
men mehrere Social Investment-Funktionen gleichzeitig.

Drei Säulen investiver Sozialpolitik

umfassen Leistungen der klassischen 
sozialen Sicherung, also beispielsweise 
das Arbeitslosengeld. Ihre investive 
Funktion liegt u. a. darin begründet, dass 
sie die Vertiefung und Verstetigung 
sozialer Verwerfungen verhindern. So 
stellen sie sicher, dass Menschen in 
prekären Situationen nicht so tief fallen, 
dass sie nicht wieder in ein selbststän-
diges Leben zurückfinden können. 

dienen der Erleichterung von 
Übergängen zwischen Lebens-
phasen, so z. B. der Wiederauf-
nahme eines Jobs nach der 
Geburt eines Kindes. Maßnahmen 
wie Elterngeld oder Betreuungs-
angebote für Kinder können also 
beispielsweise investiv wirken, 
wenn sie die Reintegration in den 
Arbeitsmarkt ermöglichen.

beschreiben sozialpolitische Poli-
cies, die als Humankapitalinvesti-
tionen fungieren können. Sie 
umfassen insbesondere die Bil-
dungsinfrastruktur, die Menschen 
für den Arbeitsmarkt qualifiziert.

Buffer-Maßnahmen Flow-Maßnahmen Stock-Maßnahmen

01 02 03

Das Argument, Sozialpolitik könne eine Investition sein, ist auch in der 
deutschen Debatte nicht völlig neu. Insbesondere bei den Verhandlungen 
um die Schuldenbremse spielte es eine Rolle (siehe z. B. IG Metall 2025). 
Dabei muss aber anerkannt werden, dass nicht jede sozialpolitische Inter-
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Wenn Sozialpolitik ihr Potenzial als Investition maximieren soll, muss sie 
ein stimmiges Gesamtpaket bilden. Stock-, Flow- und Buffer-Maßnah-
men wirken am besten, wenn sie ineinandergreifen (Plavgo et al. 2026). 
Beispielsweise sind Humankapitalinvestitionen in Form von Bildung zwei-
felsohne zentral für Deutschlands Zukunftsfähigkeit. Solche Stock-Maß-
nahmen verschenken aber viel Potenzial, wenn sie nicht von Flow-Ansätzen 
begleitet werden, die den Eintritt und Verbleib qualifizierter Personen in 
den Arbeitsmarkt unterstützen, beispielsweise in Form von Kinderbetreu-
ungsangeboten. Zugleich ist gerade weiterführende Bildung ohne Buffer 
wie finanzielle Unterstützung in prekären Phasen (z. B. Arbeitslosigkeit, 
Geringverdienst) für viele Menschen kaum erreichbar.

Umgekehrt erfüllen Buffer-Maßnahmen eine eigene investive Funktion, 
da sie eine Verstetigung von Armut und sozialer Exklusion verhindern 
können – sofern sie sinnvoll durch Flow-Maßnahmen wie aktive Arbeits-

3.

vention automatisch eine Zukunftsinvestition ist. Der Sozialstaat erfüllt 
viele Zwecke, die schlicht auf Gerechtigkeitsfragen abzielen, ohne klare fis-
kalische Gewinne abzuwerfen. Das macht entsprechende Maßnahmen 
aber nicht weniger legitim, denn sie verfolgen wichtige Ziele von sozialem 
Ausgleich bis zu politischer und gesellschaftlicher Stabilität (Afscharian 
2025).

Sozialpolitik aber auf diese Rollen zu reduzieren ist nicht zielführend, denn 
in Zeiten wirtschaftlicher Abschwünge führt diese Denkweise schnell 
dazu, dass die Sozialsysteme fälschlicherweise als rein optionale Konsum-
programme wahrgenommen werden. Diese Tendenz ist riskant, denn 
sozialpolitische Maßnahmen stehen in einem Abhängigkeitsverhältnis 
zueinander. Passt man eine Policy an, so kann das die Effekte anderer Poli-
cies beeinflussen. Das birgt einerseits das Risiko, dass unbedachte Kür-
zungen negative soziale und letztlich wirtschaftliche Folgekosten mit sich 
bringen, kann aber im positiven Sinne auch genutzt werden, um Sozial-
politik fiskalisch und ökonomisch tragfähiger zu machen. 

Deutschland macht beispielsweise in den drei Dimensionen des Social 
Investment bereits einiges richtig (Mushövel und Hemerijck 2026). Von 
der Förderung gleichberechtigterer Sorgearbeit und des beruflichen Wie-
dereinstiegs von Frauen durch das Elterngeld über den Ausbau der früh-
kindlichen Betreuungsinfrastruktur bis hin zur Weiterbildungsförderung 
nach dem Ansatz des Lifelong Learning hat die Bundesrepublik in den 
letzten zwei Jahrzehnten wichtige Fortschritte gemacht. Diese Ansätze 
sind für sich genommen bereits wertvoll, lassen aber zugleich zusätzliches 
investives Potenzial liegen, wenn sie nicht sinnvoll aufeinander abge-
stimmt sind.

Eine Frage der richtigen 
Kombination
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marktpolitik begleitet werden. Eine solche Kombination aus Absicherung 
und Arbeitsvermittlung setzt aber häufig weitere Stock-Maßnahmen in 
Form von beruflicher Weiterqualifikation voraus, wenn sie langfristig wir-
ken soll.

Auch Flow-Maßnahmen zur Erleichterung von Übergängen zwischen 
Lebensphasen hängen vom sozialpolitischen Gesamtpaket ab. Ohne eine 
solide bildungspolitische Grundlage ist ein Übergang in den Arbeitsmarkt 
oft nur schwer möglich. Wer bei Arbeitslosigkeit wiederum ohne Absiche-
rung in extreme Armut fällt, ist durch ein System der Arbeitsvermittlung 
kaum zu erreichen.

Ein gut abgestimmtes System sozialpolitischer Maßnahmen kann so im 
Idealfall einen Multiplikatoreneffekt erzeugen: Auch bei widrigen Startbe-
dingungen werden Menschen ausgebildet und schnell in besser bezahlte 
und der Qualifikation entsprechende Arbeit gebracht, wodurch sie ihre 
eigene Existenz tragen und Wirtschaft und Staat unterstützen können. 

Abb. 1 Schematische Darstellung Social Investment

Stock-Policies 
•	 Bildungsorientierte Maßnahmen 
•	 Aufbau von Humankapital

Buffer-Policies 
•	 Soziale Absicherung 
•	 Schutz von Humankapital 

Flow-Policies 
•	 Unterstützung bei Übergangsphasen 
•	 Bereitstellung von Humankapital  
	 für den Arbeitsmarkt 

Gegenseitiges 
Verstärken

Quelle: Adaptiert von Hemerijck (2017)

In der Praxis läuft dieses System allerdings nicht immer reibungslos. So 
verfügt Deutschland zwar über eine solide Basis, um zum Social Invest-
ment-Staat zu werden, kann aber noch deutlich mehr erreichen. In anderen 
Publikationen beleuchten wir die einzelnen Teilbereiche des Social Invest-
ment-Ansatzes in Deutschland ausführlicher (Mushövel und Hemerijck 
2025a; 2025b; 2025c). Eine übergreifende Erkenntnis besteht dabei darin, 
dass die einzelnen Elemente des deutschen Sozialsystems oft nicht hinrei-
chend ineinandergreifen (Mushövel 2026; Mushövel und Hemerijck 2026). 
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4. Zentrale Reformbedarfe
Vor diesem Hintergrund sollte die Politik bei den vereinbarten Reformvor-
haben möglichst schnell existierende Abstimmungslücken im Sozialstaat 
schließen, damit seine einzelnen Systeme effektiver ineinandergreifen 
können. Wir illustrieren dies beispielhaft anhand eines auf die beschrie-
bene Situation zugeschnittenen Maßnahmenpakets, das Teil einer größe-
ren Social Investment-Agenda für Deutschland werden könnte. Mit Blick 
auf Humankapitalinvestitionen umfasst dieses die Stärkung frühkindli-
cher Bildungsangebote und ein bundesweites System des lebenslangen 
Lernens aus einem Guss. Übergänge zwischen Lebensphasen können 
durch den Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur und dedizierte 
Vätermonate im Elterngeld begleitet werden. Zudem wären die Einfüh-
rung einer Entgeltsicherung, die Reduktion der Transferentzugsraten und 
die Bündelung von Leistungen sinnvolle Buffer-Maßnahmen. Die von uns 
vorgeschlagenen Ansätze sind dabei bewusst so gewählt, dass sie an 
andere Maßnahmen anschlussfähig sind.

Eine besonders klare Social Investment-Lücke im deutschen Sozialsystem 
klafft mit Blick auf Flow-Maßnahmen für junge Eltern. Nach wie vor sind 
Abdeckung, Qualität und Öffnungszeiten frühkindlicher Betreuungsein-
richtungen in Deutschland extrem ungleich verteilt (siehe auch Bertels-
mann Stiftung 2026). Dadurch kann es dazu kommen, dass junge Eltern, 
vor allem Frauen, die früh wieder in den Arbeitsmarkt zurückkehren wol-
len, nicht die Möglichkeit haben, in Vollzeit (oder überhaupt) zu arbeiten, 
wenn das lokale Angebot an Kindertagesstätten unzureichend ist (Statis-
tisches Landesamt Nordrhein-Westfalen 2026). Die reine Existenz eines 
KiTa-Platzes löst dabei nicht alle Probleme, da insbesondere kurze Öff-
nungszeiten und lange Anfahrten eine realweltliche Vereinbarkeit von 

Übergänge zwischen Arbeits- und Familienleben

Statt Sozialpolitik aus einem Guss besteht ein Flickenteppich (Afscharian 
et al. 2026) zwischen Systemen, Akteur:innen und Regierungsebenen, die 
das investive Potenzial schmälern.

Dieses Defizit wird besonders mit Blick auf die aktuelle Debatte um den 
deutschen Arbeitsmarkt deutlich. Schon länger trifft der Vorwurf, die 
Deutschen seien arbeitsscheu (Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
2026), auf steigende Zahlen qualifizierter Personen, die keinen Arbeits-
platz finden (Bundesagentur für Arbeit 2025; 2026). Diese Widersprüche 
dürften sich mit Blick auf rapide Arbeitsmarktdisruptionen durch künstli-
che Intelligenz noch verschärfen. Ob diese langfristig mehr Arbeitsplätze 
schaffen, als sie obsolet werden lassen, ist zwar noch offen, aber für kurz-
fristige politische Herausforderungen zunächst zweitrangig; so oder so 
wäre Deutschland gut beraten, so viele Menschen wie möglich für die 
Bedarfe der laufenden Transformation zu qualifizieren und diese Qualifi-
kation in Arbeitsmarktbeteiligung zu übersetzen.
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Familie und Beruf erheblich erschweren können. So bleiben hohe Investi-
tionspotenziale aus dem Bildungssystem ungenutzt, selbst, wenn Eltern 
eigentlich lieber arbeiten würden. 

Diese Effizienzverluste werden dadurch verschärft, dass ein längeres 
Fernbleiben vom Arbeitsmarkt den Wiedereinstieg erschwert und künf-
tige Beschäftigung destabilisiert (Umkehrer 2020). Selbst dort, wo der 
Wiedereinstieg problemfrei verläuft, kehren vor allem Frauen dauerhaft in 
Teilzeit und mit deutlich geringerer Stundenzahl in den Job zurück (Pfahl 
et al. 2026). Dadurch wird im weiteren Karriereverlauf der Aufstieg 
erschwert. Entsprechend problematisch wirkt sich daher auch die Tatsa-
che aus, dass es in Deutschland, anders als in einigen seiner europäischen 
Nachbarstaaten (Dobrotić et al. 2025), keine unübertragbaren Väter-
monate gibt. Durch die Übertragbarkeit des Elterngelds zwischen Part-
ner:innen entstehen vor dem Hintergrund dominanter sozialer Normen 
und Einkommensgefälle Anreize für eine stark einseitige Übernahme 
durch die Mutter (Afscharian et al. 2026, 24–25). Unter berufstätigen 
Eltern mit einem Kind unter 3 Jahren waren 2024 nur 3,1 % der Väter in 
Elternzeit, während es bei Müttern 44,3 % waren (vgl. Mushövel und  
Hemerijck 2026). Dadurch verlängert sich die Abwesenheit der Mütter 
vom bzw. ihre geringfügige Beteiligung am Arbeitsmarkt (Frodermann et 
al. 2023), was die Kosten einer Reintegration erhöht. 

Abb. 2 Beschäftigungsquote von Müttern mit Kind 
im Alter 0 – 14 Jahre, Teilzeit und Vollzeit im 
OECD-Vergleich in %, 2021

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD (2021)
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Zwei vielversprechende Flow-Maßnahmen, die Deutschland in einer 
Social Investment-Agenda verfolgen könnte, bestehen also (a) in einem 
erheblichen KiTa-Ausbau in Fläche, Qualität und Öffnungszeiten inkl. 
Angeboten für atypische Arbeitszeiten und (b) der Einführung nicht über-
tragbarer Vätermonate. Mit Blick auf den KiTa-Ausbau darf dabei nicht 
vergessen werden, die steigenden Ansprüche über angemessene Arbeits-
bedingungen zu decken, um breite Verfügbarkeit mit hoher Qualität von 
Betreuungsangeboten zu verschränken. Über diese Maßnahmenkombi-
nation könnten Angebote mit Anreizen verbunden werden, um über Flow-
Maßnahmen die investiven Potenziale von Bildung als Stock-Maßnahme 
effektiver zu nutzen.

Auch im Bereich der Buffer-Maßnahmen gibt es Reformansätze, die zur 
Stärkung der investiven Effekte des deutschen Sozialsystems beitragen 
können. Gerade mit Blick auf die schwer vorhersehbaren Auswirkungen 
des technologischen Wandels müssen diese Maßnahmen Absicherung 
mit Anreizen zur Arbeitsmarktintegration verbinden. Diese beidseitige 
Betrachtung ist im internationalen Vergleich für Deutschland besonders 
wichtig, da es innerhalb der OECD zu den Staaten mit dem größten Anteil 
an von Automatisierung bedrohten Jobs gehört.

Absicherung und Befähigung bei prekärer 
Beschäftigungslage

Abb. 3 Anteil der von Automatisierung bedrohten 
Jobs in %

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Nedelkoska und Quintini (2018)
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Ein in Deutschland unterbelichteter Ansatz besteht in der sogenannten 
Entgeltsicherung. Dabei würde der Staat Personen, die aufgrund von 
Schocks und Transformationen einen schlechter entlohnten Arbeitsplatz 
annehmen, einen Teil des Entgeltverlusts zeitlich begrenzt kompensieren. 
Im Idealfall könnte dieser Ansatz neben abfedernden Effekten den Arbeits-
markt auch dynamischer machen und präventiv Transformationskosten 
reduzieren. Je nach Höhe, Befristung und Zugangsbedingungen könnten 
nämlich Anreize geschaffen werden, bereits vor einem „großen Knall“ in 
Zukunftssektoren zu wechseln. Durch diese Anreize könnte in nicht 
zukunftsfähigen Sektoren auch der Druck auf das Kurzarbeitergeld sinken 
(für eine differenzierte Auseinandersetzung mit den empirischen Effekten 
des Kurzarbeitergelds, siehe Brinkmann et al. 2024). Entsprechende 
Ersparnisse dürften die Nettoausgaben für eine Entgeltsicherung teilweise 
auffangen. Die Maßnahme könnte eine derzeit diskutierte Reform des 
Kurzarbeitergelds (Anders und Meier 2026) zudem sozial verträglicher 
machen. Dabei zeigen Erfahrungen aus europäischen Nachbarstaaten wie 
Frankreich und insbesondere Spanien die Potenziale auf, die eine stärkere 
Begleitung von Kurzarbeit mit Fortbildungen und Anreizen zum Arbeits-
platzwechsel haben kann (Fitzenberger und Walwei 2023). Anders als die 
jüngst durch die Bundesregierung vorgeschlagenen steuerlichen Vergüns-
tigungen für Abfindungszahlungen (Bundesregierung 2026) würde sich 
eine Entgeltsicherung nicht primär an bereits entlassene Spitzenverdie-
ner:innen richten, sondern Anreize für einen freiwilligen Arbeitsplatz-
wechsel von Beschäftigten in Zukunftssektoren hinein schaffen. 

Zwar wurde ein der Entgeltsicherung ähnliches System in Deutschland 
zwischen 2003 und 2011 für Beschäftigte über 50 Jahren bereits erprobt 
und seinerzeit sehr begrenzt in Anspruch genommen (Dietz et al. 2011). 
Einiges deutet darauf hin, dass dies an mangelnder Bekanntheit, hohen 
bürokratischen Hürden und engen Zugangsvoraussetzungen lag. Evalua-
tionen einer Entgeltsicherung in den USA legen erhebliche positive Effekte 
einer solchen Maßnahme nahe, wenn sie sinnvoll ausgestaltet wird 
(Hyman et al. 2024). Die Maßnahme flexibilisierte nicht nur den Arbeits-
markt, sondern führte langfristig auch zu höheren Löhnen für diejenigen, 
die sie in Anspruch nahmen. Eine Entgeltsicherung sollte daher niedrig-
schwellig zugänglich sein und mit Weiterbildungsmaßnahmen verknüpft 
werden, beispielsweise durch eine Verflechtung mit Job-to-Job-Qualifizie-
rungen (vgl. Bundesregierung 2026). Höhe und Laufzeit sollten so gewählt 
werden, dass die beschriebenen Anreize erhalten bleiben, ohne übermä-
ßige Mitnahmeeffekte zu erzeugen. 

Darüber hinaus werden derzeit mehrere Reformansätze diskutiert, die aus 
Social-Investment-Perspektive umgesetzt werden sollten. Die erste Maß-
nahme besteht im Absenken der Transferentzugsraten. Diese verringern 
tendenziell die Anreize zur Aufnahme von (Mehr-)Arbeit, da sie jeden hin-
zuverdienten Euro um den Betrag senken, zu dem eine Sozialleistung im 
Gegenzug reduziert wird. Dies ist vor allem für Familienkonstellationen 
herausfordernd, in denen Mehrarbeit des Zweitverdieners oder der Zweit-
verdienerin zu deutlicher Schlechterstellung, etwa bei vorrangigen Leis-
tungen wie Wohngeld oder Kinderzuschlag, führen können. Um diesem 
Problem zu begegnen, ohne die absichernden Effekte von Buffer-Maßnah-
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men aufzugeben, könnten Leistungen mit steigendem Einkommen lang-
samer abgeschmolzen werden. Ergänzend hierzu bietet sich die ebenfalls 
diskutierte Zusammenlegung von Leistungen wie der Grundsicherung, 
dem Wohngeld und des Kinderzuschlags an (Tagesspiegel 2026). Auch 
hier hängt vieles aber an der konkreten Umsetzung. Im Idealfall könnte 
dieser Ansatz die Sicherungssysteme vereinfachen, administrative Auf-
wände reduzieren und Transferentzugsraten leichter ersichtlich machen.

Wenn Infrastruktur und Anreize geschaffen sind, um eine stärkere 
Arbeitsmarktbeteiligung zu begünstigen, können die Potenziale früher 
Bildungsinvestitionen besser genutzt werden. Das setzt aber voraus, dass 
gerade Kinder, die durch ihr Elternhaus nur begrenzt Zugang zu früher 
Bildung erhalten, mit fairen Chancen ins Leben starten. Die zuvor geschil-
derten Maßnahmen zur Stärkung von KiTas stabilisieren also nicht nur 
Übergänge zwischen Lebensphasen, sondern sind auch eine frühe 
Humankapitalinvestition. Darüber hinaus wären diverse Maßnahmen zur 
Reform der frühen Bildung in Deutschland vielversprechend. Dazu gehö-
ren unter anderem die Vereinfachung der Leistungen für Bildung und Teil-
habe, eine stärkere bundesweite Harmonisierung der frühen Bildung, die 
Förderung, Weiterentwicklung und Qualitätssicherung von Familienzent-
ren, die langfristige Gestaltung von Fördermitteln sowie proaktive Famili-
enpolitik (Afscharian et al. 2026).

Im weiteren Lebensverlauf gilt es, Fachkenntnisse aktuell zu halten. Hierzu 
ist lebenslanges Lernen als Teil der Stock-Maßnahmen im Social Invest-
ment-Ansatz unerlässlich. Das System der Weiterbildung im Berufsleben 
ist in Deutschland allerdings zwischen verschiedenen politischen Ebenen, 
Akteur:innen und Anbieter:innen aufgeteilt (Eichhorst und Marx 2022). 
Daraus ergibt sich ein unübersichtliches Gesamtkonstrukt, das für eine 
Inanspruchnahme erhebliche Recherchearbeit seitens der Arbeitneh-
mer:innen voraussetzt und nur schwer staatlich zu steuern ist. Die Natio-
nale Weiterbildungsstrategie hat diese Probleme aufgegriffen, konnte sie 
aber bislang nicht hinreichend auflösen. Wie Abbildung 4 zeigt, liegt 
Deutschland im europäischen Vergleich am unteren Ende der Teilnahme-
quoten an Weiterbildungsmaßnahmen unter 55-64-Jährigen, weit hinter 
Staaten mit starken Social Investment-Regimen wie Schweden und 
Dänemark. 

Bildung am Lebensanfang und im Arbeitsleben
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Abb. 4 Teilnahmequote an Weiterbildungs-
maßnahmen 55 – 64-Jährige, 2024

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026)
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Zudem müssen neben der Verbesserung der Weiterbildungsmöglichkeiten 
auch die Rahmenbedingungen verbessert werden. Hierzu zählt eine auf 
die zeitlichen Bedarfe, etwa junger Familien, abgestimmte Bereitstellung 
von Weiterbildungsangeboten, die mit flexibler Kinderbetreuung (s. o.) ein-
hergeht. Außerdem müssen finanzielle Hürden, die dazu führen, dass 
Menschen aufgrund von Verdienstausfällen keine Weiterbildung in 
Anspruch nehmen, über maßgeschneiderte Förderung (z. B. Weiterbil-
dungsprämie bzw. Weiterbildungsgeld) abgebaut werden (siehe auch Art-
mann 2026). 

Um den geschilderten Defiziten zu begegnen, bietet es sich an, die Koordi-
nierungs- und Entscheidungsstrukturen der Nationalen Weiterbildungs-
strategie zu verstetigen und Weiterbildungsangebote zwischen 
Anbieter:innen abzustimmen. Die Bundesregierung könnte darüber hin-
aus darauf hinarbeiten, einheitliche Qualitätsstandards zu schaffen, Ange-
bote bundesweit zu harmonisieren und insbesondere bei der Finanzierung 
bürokratische Hürden abzubauen. Verbesserungsbedarf besteht zudem 
bei der frühzeitigen Identifikation von Qualifizierungsbedarfen sowie der 
Ausgestaltung von finanziellen Anreizen zur Teilnahme seitens der 
Beschäftigten. Dieser Aspekt sollte mit der oben erörterten Entgeltsiche-
rung zusammengedacht werden. Letztlich geht es ähnlich wie im Bereich 
der frühkindlichen Bildung (Afscharian et al. 2026) vor allem darum, 
Deutschlands Flickenteppichproblem anzugehen.
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5. Ein Update für die Soziale 
Marktwirtschaft
Deutschlands Sozialstaat benötigt ein Update. Reformen sind notwendig, 
um über lange Zeit gewachsene Strukturen zu modernisieren, ohne jedoch 
die vielen wertvollen Programme aufzugeben, die Menschen absichern und 
durch Krisen helfen. Diese nun besser und zielgerichteter aufeinander abzu-
stimmen, sollte im Interesse aller sein – sowohl aus sozialen als auch aus 
ökonomischen und fiskalischen Gründen. 

Wirtschaftliche Dynamik und soziale Gerechtigkeit müssen kein Wider-
spruch sein, sondern können sich gegenseitig begünstigen. Statt zu fragen, 
ob wir uns den Sozialstaat noch leisten können, sollte vielmehr im Fokus 
stehen, wie lange wir es uns noch leisten wollen, sozialinvestive Potenziale 
liegen zu lassen. Sozialpolitik kann eine Investition sein, wenn die richtigen 
Maßnahmen gewählt werden und ihre Elemente schlüssig aufeinander 
abgestimmt sind.  

Der zugrundeliegende Social Investment-Ansatz baut auf einer breiten For-
schungsbasis auf und knüpft an die Grundideen der Sozialen Marktwirt-
schaft an. Zudem kann er den vermeintlichen Widerstreit zwischen 
wirtschaftlicher Dynamik und sozialer Sicherung in eine positive Zukunfts-
perspektive umwandeln. Dabei geht es nicht nur um die Absicherung des 
Sozialstaats, sondern auch um die Wiederbelebung ökonomischer Potenzi-
ale in Zeiten ökologischer und digitaler Transformation.

Die hier präsentierten Policies illustrieren ausschnitthaft, wie der deutsche 
Sozialstaat investiver wirken kann. Verschiedenste sozialpolitische Maß-
nahmen bauen dabei über den Lebensverlauf hinweg aufeinander auf und 
hängen voneinander ab. Sie besser im Sinne investiver Sozialpolitik aufein-
ander abzustimmen, muss das Leitbild für kommende Reformen sein. 

So gibt es zwei Punkte, auf die die Bundesregierung ihre Reformagenda 
fokussieren sollte: der konsequente Ausbau sozialinvestiver Maßnahmen 
aller drei Säulen des Social Investment sowie die Abstimmung dieser Maß-
nahmen aufeinander. Beispielhaft empfehlen wir die Stärkung frühkindli-
cher Bildungsangebote, die bundesweite Harmonisierung des lebenslangen 
Lernens, den Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur, die Einführung 
dedizierter Vätermonate im Elterngeld, die Reduktion der Transferentzugs-
raten, die Bündelung von Leistungen sowie die Einführung einer Entgeltsi-
cherung. Aufbauend auf Maßnahmen dieser Art entsteht eine Reformvision 
für Deutschland, die Sozialpolitik nicht nur als Kostenfaktor, sondern als 
Chancenmotor begreift. 

Deutschland muss sich nicht zwischen wirtschaftlicher Dynamik oder sozi-
aler Gerechtigkeit entscheiden. Social Investment kann ein Weg sein, die 
Soziale Marktwirtschaft für das 21. Jahrhundert zu modernisieren. Solange 
dabei die wichtigen distributiven, politischen und gesellschaftlichen Effekte 
des Sozialstaats nicht vergessen werden, kann aus oft negativ behafteten 
Reformdebatten ein gemeinsames Projekt der Erneuerung entstehen. 
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